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Information über die Erhebung personenbezogener Daten  
mit Kenntnis oder unter Mitwirkung des Betroffenen nach Artikel 13 Datenschutz-Grundverordnung 

Angaben zum Verantwortlichen 
 

Kontaktdaten der Schule 

Name:          Diesterweg-Grundschule Wurzen  
Straße,         Hausnummer: Eduard-Schulze-Straße 3  
Postleitzahl: 04808  
Ort:               Wurzen  
Telefon:        03425/8560230  
E-Mail-Adresse: gs.diesterweg.wurzen@web.de  
Internet-Adresse: www.gs-diesterweg-wurzen.de  

 

Angaben zum für die Schule zuständigen Datenschutzbeauftragten 

 

Name der Schule 
bzw. Standort des Landesamtes 
für Schule und Bildung, 
wenn dieses den 
Datenschutzbeauftragten stellt: 
 
z. Hd. Datenschutzbeauftragter 
 

Landesamt für Schule und Bildung 
Standort Radebeul 

Straße, Hausnummer: Dresdner Straße 78c 
Postleitzahl: 01445 
Ort: Radebeul 
E-Mail-Adresse: dsgvo@lasub.smk.sachsen.de 

 

Zwecke, für die personenbezogene Daten verarbeitet werden 
 
Schülerbezogene Verwaltungsarbeiten im Zusammenhang mit der Anbahnung und Durchführung 
des Schulverhältnisses.  

Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

☒ Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Datenschutz-Grundverordnung (Einwilligung) 

☒ Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e Datenschutz-Grundverordnung (rechtliche Verpflichtung  

    der Schule, insb. Erfüllung des Erziehungs- und Bildungsauftrages) 

☐ _________________________________________________ 

 

Empfänger oder Kategorien von Empfängern1 personenbezogener Daten 
 
jugendärztlicher Dienst (Schulgesundheitspflege), Landkreis (Überwachung der Anmeldepflicht), 
Hort, Schulsozialarbeiter 
 
 
 
Im Rahmen der Vorschule werden regelmäßig Gespräche über den Entwicklungsstand Ihres Kindes 
zwischen Schule (Beratungslehrer) und Kindergartenerziehern stattfinden. Die Einwilligung bezieht 
sich auf: 
 

☐ Gespräche mit Erziehern                ☐ Test bei Entwicklungsrückstand 

 
 
 

Bitte Zutreffendes ankreuzen! 
 
 
 

                                                
1 Eine Definition enthält Artikel 4 Nummer 9 Datenschutz-Grundverordnung. 



Seite 2 von 5 

 

 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit der Schule werden die personenbezogenen Daten des Schü-
lers/der Schülerin, soweit in deren Veröffentlichung eingewilligt wurde, wie folgt veröffentlicht: 
 

☐ Name                  ☐ Vorname                  ☐ Klasse/Jahrgangsstufe          ☐ Schulanfangsfeier 

☐ Fotos                   ☐ Video                       ☐ Film 

 
Die genannten personenbezogenen Daten werden in folgenden Medien veröffentlicht: 
 

☐ Örtliche Presse                        ☐  Homepage der Schule                       ☐ im Schulhaus 

☐ LernSax 

Bitte Zutreffendes ankreuzen! 

Ist die Übermittlung personenbezogener Daten an Drittland oder an internationale Organisa-

tion beabsichtigt? ☐ ja             ☒ nein 

Wenn ja, ist ein Angemessenheitsbeschluss der EU-Kommission vorhanden? 

☐ ja             ☐ nein 

Verweis auf geeignete Garantien, wenn es sich um Datenübermittlung nach Artikel 46, 47 oder 49 
Absatz 1 Unterabsatz 2 Datenschutz-Grundverordnung handelt: 
 
 
Stelle, bei der eine Kopie der Garantien zu erhalten ist: 

Speicherdauer 
 
Die Schülerkartei wird nach einer Aufbewahrungsfrist von 20 Jahren, Aufnahmeunterlagen, Klassen-
bücher und Notenbücher werden nach einer Aufbewahrungsfrist von 10 Jahren und Befugnisse und 
Vollmachten sowie das Schülerübergabeverzeichnis werden nach einer Aufbewahrungsfrist von 5 
Jahren dem Archiv zur Übernahme angeboten. Wird die Archivwürdigkeit verneint, vernichtet bzw. 
löscht der Verantwortliche die Unterlagen. Personenbezogene Daten über Belobigungen oder Erzie-
hungs- und Ordnungsmaßnahmen werden ohne Anbieten an das Archiv nach einer Aufbewahrungs-
frist von 5 Jahren von der Schule vernichtet bzw. gelöscht. 

Betroffenenrechte 

 

Betroffene haben folgende Rechte: 

 

a) das Recht auf Auskunft, ob von der Schule personenbezogene Daten verarbeitet werden (Arti-

kel 15 Datenschutz-Grundverordnung), 

 

b) das Recht, von der Schule unverzüglich die Berichtigung unrichtiger personenbezogener Daten 

zu verlangen (Artikel 16 Datenschutz-Grundverordnung), 

 

c) das Recht, von der Schule u. U. die Löschung personenbezogener Daten zu verlangen, bei-

spielsweise wenn diese nicht mehr notwendig sind (Artikel 17 Datenschutz-Grundverordnung), 

 

d) das Recht, von der Schule u. U. die Einschränkung der Verarbeitung von personenbezogenen 

Daten zu verlangen (Artikel 18 Datenschutz-Grundverordnung), 

 

e) das Recht, von der Schule u. U. die personenbezogenen Daten des Betroffenen, die dieser der 

Schule bereitgestellt hat, zu erhalten (Artikel 20 Datenschutz-Grundverordnung), 

 

f) das Recht, aus Gründen, die sich aus der besonderen Situation des Betroffenen ergeben, jeder-

zeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten Widerspruch einzulegen 

(Artikel 21 Datenschutz-Grundverordnung) und 

 

g) das Recht, die Einwilligung zu widerrufen, wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buch-

stabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a Datenschutz-Grundverordnung beruht, ohne dass die 

Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung berührt wird. 

 

Entsprechende Anträge sind an die Schule zu richten. 

https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/


Seite 3 von 5 

 

 

Beschwerden hinsichtlich der Datenverarbeitung können bei der Schule, dem für die Schule zustän-

digen Datenschutzbeauftragten und beim Sächsischen Datenschutzbeauftragten eingereicht wer-

den. 

Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten ist 

☒ gesetzlich vorgeschrieben, 

☐ vertraglich vorgeschrieben oder 

☐ für einen Vertragsabschluss erforderlich. 

Der Betroffene ist 

☒ verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereitzustellen. 

☒ nicht verpflichtet, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, soweit die Datenerhebung auf 

einer Einwilligung beruht. 

Die Nichtbereitstellung hat zur Folge: 

 

Die Schule verarbeitet die von Ihnen angegebenen Daten zur Anbahnung und Durchführung des 

Schulverhältnisses. Ohne diese Daten (mit Ausnahme solcher, für deren Verarbeitung eine Einwilli-

gung erforderlich ist) ist bereits die Bearbeitung der Schulanmeldung nicht möglich. 
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BITTE LESEN SIE SICH DIESES MERKBLATT SORGFÄLTIG DURCH! 

Belehrung für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte durch Gemeinschaftseinrichtungen gemäß 

§34 Abs.5 Satz2 Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

In Gemeinschaftseinrichtungen wie Kindergärten, Schulen oder Ferienlagern befinden sich viele Men-
schen auf engem Raum. Daher können sich hier Infektionskrankheiten besonders leicht ausbreiten. 
Aus diesem Grund enthält das Infektionsschutzgesetz eine Reihe von Regelungen, die dem Schutz 
aller Kinder und auch des Personals in Gemeinschaftseinrichtungen vor ansteckenden Krankheiten 
dienen. Über diese wollen wir Sie mit diesem Merkblatt informieren.  
 
1.Gesetzliche Besuchsverbote  
Das Infektionsschutzgesetz schreibt vor, dass ein Kind nicht in den Kindergarten, die Schule oder 
eine andere Gemeinschaftseinrichtung gehen darf, wenn es an bestimmten Infektionskrankheiten er-
krankt ist oder ein entsprechender Krankheitsverdacht besteht. Diese Krankheiten sind in der Aufstel-
lung 1 auf der folgenden Seite aufgeführt. Bei einigen Infektionen ist es möglich, dass Ihr Kind die 
Krankheitserreger nach durchgemachter Erkrankung (oder seltener: ohne krank gewesen zu sein) 
ausscheidet. Auch in diesem Fall können sich Spielkameraden, Mitschüler/-innen oder das Persona 
anstecken.  Nach dem Infektionsschutzgesetz ist deshalb vorgesehen, dass die „Ausscheider“ be-
stimmter Bakterien nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und unter Beachtung der festge-
legten Schutzmaßnahme wieder in eine Gemeinschaftseinrichtung gehen dürfen (Aufstellung 2 auf 
der folgenden Seite). Bei manchen besonders schwerwiegenden Infektionskrankheiten muss Ihr Kind 
bereits dann zu Hause bleiben, wenn eine andere Person bei Ihnen im Haushalt erkrankt ist oder 
der Verdacht auf eine dieser Infektionskrankheiten besteht (Aufstellung 3 auf der folgenden Seite). 
Natürlich müssen Sie die genannten Erkrankungen nicht selbst erkennen können. Aber Sie sollten bei 
einer ernsthaften Erkrankung Ihres Kindes ärztlichen Rat in Anspruch nehmen (z.B. bei hohem Fieber, 
auffallender Müdigkeit, wiederholtem Erbrechen, Durchfällen und anderen ungewöhnlichen oder be-
sorgniserregenden Symptomen). Ihr/-e Kinderarzt/-ärztin wird Ihnen darüber Auskunft geben, ob Ihr 
Kind eine Erkrankung hat, die einen Besuch einer Gemeinschaftseinrichtung nachdem Infektions-
schutzgesetz verbietet. Gegen einige der Krankheiten stehen Schutzimpfungen zur Verfügung. Ist Ihr 
Kind ausreichend geimpft, kann das Gesundheitsamt darauf verzichten, ein Besuchsverbot auszu-
sprechen. 
 
2.Mitteilungspflicht 
Falls bei Ihrem Kind aus den zuvor genannten Gründen ein Besuchsverbot besteht, informieren Sie 
uns bitte unverzüglich darüber und über die vorliegende Krankheit. Dazu sind Sie gesetzlich ver-
pflichtet und tragen dazu bei, dass wir zusammen mit dem Gesundheitsamt die notwendigen Maß-
nahmen gegen eine Weiterverbreitung ergreifen können.  
 
3.Vorbeugung ansteckender Krankheiten 
Gemeinschaftseinrichtungen sind nach dem Infektionsschutzgesetz verpflichtet, über allgemeine Mög-
lichkeiten zur Vorbeugung ansteckender Krankheiten aufzuklären. Wir empfehlen Ihnen daher unter 
anderem darauf zu achten, dass Ihr Kind allgemeine Hygieneregeln einhält. Dazu zählt vor allem das 
regelmäßige Händewaschen vor dem Essen, nach dem Toilettenbesuch oder nach Aktivitäten im 
Freien. Ebenso wichtig ist ein vollständiger Impfschutz bei Ihrem Kind. Impfungen stehen teilweise 
auch für solche Krankheiten zur Verfügung, die durch Krankheitserreger in der Atemluft verursacht 
werden und somit durch allgemeine Hygiene nicht verhindert werden können (z.B. Masern, Mumps 
und Windpocken). Weitere Informationen zu Impfungen finden Sie unter: www.impfen-info.de. Sollten 
Sie noch Fragen haben, wenden Sie sich bitte an Ihre/n Haus-oder Kinderarzt/-ärztin oder an Ihr 
Gesundheitsamt.  

Name und Anschrift der Grundschule (Schulstempel) 
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Aufstellung 1: Besuchsverbot von Gemeinschaftseinrichtungen und Mitteilungspflicht der Sorgeberech-
tigten bei Verdacht auf oder Erkrankung an folgenden Krankheiten 

 
 
•ansteckende Borkenflechte (Impetigo contagiosa) 
• ansteckungsfähige Lungentuberkulose  
• bakterieller Ruhr (Shigellose) 
• Cholera 
• Darmentzündung (Enteritis), die durch EHEC verursacht wird 
• Diphtherie 
• durch Hepatitisviren A oder E verursachte Gelbsucht/Leberentzündung (Hepatitis A oder E)  
• Hirnhautentzündung durch Hib-Bakterien 
• infektiöser, das heißt von Viren oder Bakterienverursachter, Durchfall und /oder Erbrechen (gilt nur für Kindern 
unter 6 Jahren)  
•Keuchhusten (Pertussis) 
•Kinderlähmung (Poliomyelitis) 
• Kopflausbefall (wenn die korrekte Behandlung noch nicht begonnen wurde) 
• Krätze (Skabies) 
• Masern 
• Meningokokken-Infektionen 
• Mumps 
• Pest  
• Scharlach oder andere Infektionen mit dem Bakterium Streptococcus pyogenes 
• Typhus oder Paratyphus 
• Windpocken (Varizellen)• virusbedingtes hämorrhagisches Fieber (z.B. Ebola) 
 
 
 
 
Aufstellung 2: Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen nur mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und 
Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei Ausscheidung folgender Krankheitserreger 

 
•Cholera-Bakterien 
• Diphtherie-Bakterien 
• EHEC-Bakterien 
•Typhus- oder Paratyphus-Bakterien 
• Shigellenruhr-Bakterien 
 
 
Aufstellung 3: Besuchsverbot und Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei Verdacht auf oder Erkran-
kung an folgenden Krankheiten bei einer anderen Person in der Wohngemeinschaft 

 
•ansteckungsfähige Lungentuberkulose  
• bakterielle Ruhr (Shigellose) 
• Cholera• Darmentzündung (Enteritis), die durch EHEC verursacht wird 
• Diphtherie 
• durch Hepatitisviren A oder E verursachte Gelbsucht/Leberentzündung (Hepatitis A oder E)  
•Hirnhautentzündung durch Hib-Bakterien• Kinderlähmung (Poliomyelitis) 
• Masern 
• Meningokokken-Infektionen 
• Mumps 
• Pest  
• Typhus oder Paratyphus 
•virusbedingtes hämorrhagisches Fieber (z.B. Ebola) 
 
 
 
Ich wurde darüber belehrt, dass bei Auftraten einer der in §34 Absatz 1-3 des Infektionsgesetzes (IfSG) genann-
ten Krankheiten nach §34 Absatz 5 IfSG die Verpflichtung besteht, die Diesterweg-Grundschule unverzüglich zu 
unterrichten. Der Gesetzestext der §§34, 35 IfSG ist mir bekannt. 
 
 
Name des Kindes:_________________________ 
 
 
__________________  _______________________________________________________ 
Datum    Unterschrift Erziehungsberechtigte/r 
 

 


